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Leben ohne Barriere
Das neue Behindertengleichstellungsgesetz

Jürgen Müller & Götz Schulz-Loerbroks

"Chancengleichheit und Teilhabe lösen Fürsorge und
Diskriminierung ab", so Karl Hermann Haack, Behin-

dertenbeauftragter der Bundesregierung, anlässlich der

Verabschiedung des Behindertengleichstellungsgeset-

zes (BGG) durch das Bundeskabinett am 7. November
2001.'! Fragt sich, was tatsächlich hinter den patheti-
schen Worten steckt.
Mit dem Gesetz, dessen Erste Lesung im Bundestag
am 15. November 2001 stattfand und das voraus-

sichtlich am 1. Mai 2002in Kraft tritt, soll das seit 1994

in Art. 3 Abs. 3 S. 2 Grundgesetz (GG) verankerte
Benachteiligungsverbot von Behinderten mit Leben

erfüllt werden. Zwar bestehen im Bundes- und Lan-

desrecht schon verschiedene Regelungen, die behin-
derten Menschenz.B. den Schulbesuch und ein Hoch-

schulstudium ermöglichen sowie eine behindertenge-
rechte Erstellung von Bauten vorschreiben. Jedoch

stellen sie nur vereinzelte und punktuelle Regelungen

mit unterschiedlichen Voraussetzungen dar und können

als Grundlage nur auf die Bestimmung im Grundgesetz

verweisen; ein einheitliches Gesetz mit durchsetzbaren
Ansprüchen würde dem verfassungsrechtlichen Gleich-
heitsgrundsatz endlich zur Geltung verhelfen und für die
Betroffenen eine echte Erleichterung bringen.

Selbstbestimmt Leben
In den 80er Jahren wurde der Gedanke der Gleichstellung und

dessen Umsetzung in der Rechtswirklichkeit weniger von traditio-

nellen Behindertenverbänden als von Gruppen eingefordert, die

sich in der Tradition des US-amerikanischen "independent living

movement" sahen. Diese Bewegung, in Deutschland vorallem mit

dem Namender "Interessengemeinschaft Selbstbestimmt Leben"

(SL) verbunden, gründet sich auf die Idee der Selbstbestimmung

der Behinderten. Unter Mitwirkung von Behindertenaktivistinnen

und -aktivisten wurde 1990 in den USA die Verabschiedung des

Gleichstellungsgesetzes "Americans with Disabilities Act" erreicht.

Die Bewegung erhielt in den 90er Jahren, als um die Änderungen

 
des Grundgesetzes gerungen wurde, größere Durchschlagskraft.

Gegen die zunächst bestehenden Vorbehalte der großen Volks-

parteien konnte - nun auch mit Unterstützung durch die etablierten

Behindertenverbände - das Diskriminierungsverbotin Art. 3 Abs. 3

S. 2 GG verankert werden.
Doch der neue Gleichheitssatz konnte nicht alle Schwierigkeiten

von behinderten Menschen im Alltag lösen. Einer breiteren

Öffentlichkeit deutlich wurde dies insbesondere an zwei Gericht-

sentscheidungen: Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) gab

der Überweisung eines Körperbehinderten von einer Regelschule

zu einer Schule für Körperbehinderte wegen Fehlens der finanziel-

len, personellen, sachlichen und organisatorischen Möglichkeiten

statt;2 das Oberlandesgericht Köln gewährte den Nachbarinnen

und Nachbarn einer Behindertenwohngemeinschaft einen

Abwehranspruch gegen "behindertentypischen Lärm".?

Im Zuge der Verfassungsdiskussion konstituierte sich ein "Forum

behinderter Juristinnen und Juristen", dem Menschen mit ver-

schiedenen Behinderungen angehörten, um den Versuch zu

unternehmen,ein Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG ausfüllendes Gesetz zu

schaffen. Es formulierte in mehrjähriger Arbeit den Entwurf eines

Behindertengleichstellungsgesetzes (ForumE). Auf diesem sehr

umfassenden, das öffentliche und zivile Recht betreffenden Vor-

schlag basierte Mitte 2001 der Referentinnenentwurf (RefE)* des

Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung. Er findet sich

im Entwurf der Bundesregierung (RegE; Kabinettsbeschluss vom

7. November 2001) wieder - wennauch in einer durch die Inter-

vention von Bundeswirtschafts- und -innenministeriums deutlich

abgeschwächten Form.

Übersicht
Flankiert wird das BGG von dem bereits am 19. Juni 2001 in

Kraft getretenen Neunten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB

IX),® das das Schwerbehindertengesetz (SchwbG) ersetzt und

darüber hinaus Regelungen zu "Rehabilitation und Teilhabe

behinderter Menschen"trifft. Geltung für Behinderte und andere

benachteiligte Menschen auf dem privatrechtlichen Sektor soll

das kurz Antidiskriminierungsgesetz (ADG) genannte "Gesetz zur

Verhinderung von Diskriminierungen im Zivilrecht" beanspruchen,



das ebenso wie das Gleichstellungsgessetz für Behinderte noch in

der laufenden Legislaturperiode verabschiedet werdensoll.

Mit dem 56 Artikel umfassenden "Gesetz zur Gleichstellung

behinderter Menschen und zur Änderung anderer Gesetze" wer-

den die Träger öffentlicher Gewalt verpflichtet. In den meisten der

Artikel geht es um marginale Änderungen von Berufsordnungen:

So wird z.B. im Fall der Versagung bzw. des Widerrufs der

anwaltlichen Zulassung in 88 7 Nr. 7, 14 Abs. 2 Nr. 3 Bundes-

rechtsanwaltsordnung die als diskriminierend empfundene

Beschreibung "wegen eines körperlichen Gebrechens, wegen

Schwächeseiner geistigen Kräfte oder wegeneiner Sucht" durch

die Wörter "aus gesundheitlichen Gründen" ersetzt.

Echte Neuerungen sind mit Artikel 2 und 3 des Gesetzes ver-

bunden: Behinderten Menschen soll durch verschiedene Maß-

nahmen die Teilnahme an Bundestags- und Europawahlen

erleichtert werden; u.a. können Sehbehinderte dann Wahlscha-

blonen zur Hilfe nehmen, so dass sie zur Ausübung ihres Wahl-

rechts nicht mehr auf Dritte angewiesen sind.

Für den universitären Bereich ist Artikel 28 von Belang, der das

Hochschulrahmengesetz (HRG) ändert und das Gebot der Chan-

cengleichheit als Element von Prüfungsordnungen postuliert. So

sollen Behinderte gemäß des neuen $ 2 Abs. 4 HRG ein Studi-

um ohne fremde Hilfe absolvieren können; Prüfungsordnungen

sollen ihre Belange zur Wahrung der Chancengleichheit berück-

sichtigen, 8 16 S. 3 HRG.

Von besonderer Bedeutungist Artikel 1, der das eigentliche "Gesetz

zur Gleichstellung behinderter Menschen" (Behindertengleichstel-

lungsgesetz - BGG) beinhaltet. Das BGG hat gemäß $ 1 des RegE

zum Ziel, "die Benachteiligung von behinderten Menschenzu besei-

tigen und zu verhindem sowie die gleichberechtigte Teilhabe von

behinderten Menschen am Leben in der Gesellschaft zu gewährlei-

sten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermögli-

chen". Grundanliegen des Gesetzes ist dabei die barrierefreie

Gestaltung der Umwelt, worunter gemäß $ 4 BGG-RegE die

Zugänglichkeit und Nutzung "ohne besondere Erschwemis und

grundsätzlich ohne fremde Hilfe" zu verstehenist. Insbesondere der

öffentliche Personennah- und -femverkehr soll bamierefrei gestaltet

werden. Im neu eingefügten 8 4 Abs. 1 Nr. 2a des Gaststättenge-

seizes wird darüber hinaus als anlagenbezogener Versagungsgrund

für Gaststätten das Fehlen von Barrierefreiheit normiert.

Bauliche Anlagen und akustische sowie visuelle Informationsein-

richtungen sollen ohne Einschränkung auch für Behinderte nutz-

bar sein. Zu unterscheidenist hierbei zwischen baulichen Anla-

genin Öffentlicher Hand - diese müssen im Fall von Neu-, Um-

oder Erweiterungsbau stets barrierefrei gestaltet werden, 8 8

BGG-RegE- und solchenin privater Hand: Hier sollen Behinder-

tenverbände direkt an die private Eigentümerlnnen herantreten

und mit diesem sog. Zielvereinbarungentreffen ($ 5 BGG-Regp).

Ein Anspruch auf barrierefreie Gestaltung von Mietwohnungen

wurde schon bei der umfassenden Mietrechtsänderung im Juni

2001 mit 8 854a Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)installiert.

Die Deutsche Gebärdensprache (DGS) wird neben den laut-

sprachbegleitenden Gebärden (LBG) als eigenständige Sprache

- z.B. vor Gericht - anerkannt, 88 6, 9 BGG-RegeE.Derjahrelan-

ge Streit in der Gehörlosenpädagogik zwischen der als Gehörlo-

sen-Kultur empfundenen DGS und den am Sprechenorientierten

LBG wird dadurch nicht entschieden. Auch andere Kommunika-

tionsformen (wie das sog. Lormenin die Hand von Taubblinden)

können zugelassen werden.

Amtliche Bescheide und Vordrucke sollen behindertengerecht

gestaltet werden, 8 10 BGG-RegE. Auch im Fall der Neuen Medi-

en (insbesondere Internet und CD-ROM) werden die Träger

öffentlicher Gewalt gemäß $ 11 BGG-RegE zur Schaffung einer

barrierefreien Informationstechnik verpflichtet.

Die Durchsetzung von Ansprüchen wird behinderten Menschen
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erleichtert: So sollen sie sich gemäß $ 12 BGG-RegeEvor Gericht

durch einen Behindertenverband vertreten lassen können. Verbän-

den wird über $ 13 BGG-RegE das Verbandsklagerecht gewährt.

Ein besonderes Anliegen des BGGstellt die Gleichberechtigung

behinderter Frauen als doppelt Benachteiligter dar, $ 2 BGG-

RegE: So soll z.B. für sie vermehrt Teilzeitarbeit ermöglicht wer-

den. Im übrigen wird in $8$ 14f. BGG-RegEdasInstitut der/ des

schonseit 1980 agierenden "Beauftragten der Bundesregierung

für die Belange behinderter Menschen"(zur Zeit besetzt mit dem

SPD-Bundestagsabgeordneten Karl Hermann Haack) auf eine

rechtliche Basis gestellt.

"Behinderung"
Hat der alte 8 3 SchwbG Behinderung noch medizinisch-

defektologisch als die "Auswirkung einer nicht nur vorübergehen-

den Funktionsbeeinträchtigung, die auf einem regelwidrigen kör-

perlichen, geistigen oder seelischen Zustand beruht" bestimmt,

wurde sich im Gesetzgebungsverfahrenfür das SGB IX um einen

moderneren Begriff bemüht. So wird nunmehr in 8 9 Abs. 1 S.1

SGB IX (wortgleich übernommenin $ 3 BGG-RegE)als zusätzli-

che Voraussetzung für Behinderung die Beeinträchtigung derTeil-

habe am Lebenin der Gesellschaft benannt.

So definiert der neue $ 3 BGG-RegeE "Behinderung": Menschen

sind behindert, "wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit

oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger

als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen

Zustand abweichen und daherihre Teilhabe am Leben in der

Gesellschaft beeinträchtigt ist". Der neue Behinderungsbegriff

wurde an die "International Olassification of Functioning, Disability

and Health" angelehnt, die die Weltgesundheitsorganisation

(WHO) aufihrer Vollversammlung im Mai 2001 verabschiedet hat.

Die WHO berücksichtigt darin - losgelöst von der alleinigen

Betrachtung körperlicher Defizite - den gesamten Lebenshinter-

grund des Menschen und macht Behinderung auch an der

Gesellschaft fest: Denn Beeinträchtigte werden erst durch eine

Gesellschaft, die behindert, zu Behinderten.

Indes sieht das deutsche Recht zwei Einschränkungen vor: Zum

einen muss die Beeinträchtigung voraussichtlich mindestens

sechs Monate bestehen, um von (heilbaren) Krankheiten abzu-

grenzen, zum anderen darf sie kein alterstypisches Defizit bedeu-

ten. Durch diesen Normalzustand, auf den das körperliche Defi-

zit bezogen wird, bleibt die Gesetzgebungletztlich weiterhin dem

medizinisch-defektologischen Begriff von Behinderung verhaftet.

Verbandsklagerecht
Aus dem BGG ergebensich mehrere subjektiv-Öffentliche Rech-

te, aus denen der/ die Betroffene vorgehen kann: So das allge-

meine Benachteiligungsverbot des $ 7 Abs. 2 BGG-RegE, dane-

ben u.a. die Barrierefreiheit in Bau und Verkehr, das Recht auf

Verwendung von Gebärdensprache und auf Erhalt amtlicher

Bescheide in zugänglicher Form. Relativ neu ist noch die Einbe-

Anmerkungen:

u
i

vgl. http://wvw.behindertenbeauftragter.de/presse/pr071101.stm.

2 Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 1998, 131 ff; frühere

Entscheidungen waren nochpositiver: vgl. BVerfG, NJW 1997, 1062 f

und 1844, dazu Jürgens/Jürgens, NJW 1997, 1052f.

3 NyYW 1998, 763ff, dazu Wassermann NJW 1998, 730 f und Lach-

witz NJW 1998, 881 ff.

4 Beide Entwürfe sind unter http://wvww.nw3.de/wsite/bundnavi.htm

abrufbar. >
5 vgl. Bundestagsdrucksache 14/7420.

6 vgl. Bundesgesetzblatt 2001 I, 1046ff.
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ziehung von Verbänden: Diese könnennicht nur eigene Betroffen-

heit (z.B. Verletzung ihres Rechts auf Zielvereinbarung) geltend

machen. Es steht ihnen nunmehr im Rahmen des $ 12 S. 1 BGG-

RegE ein Vertretungsrecht für einzelne Betroffene zu. Weiterhin

könnensie sich auch beifehlender eigener Betroffenheit auf ein ori-

ginäres Verbandsklagerecht berufen, $ 13 Abs. 1 BGG-RegE. Das

Institut der Verbandsklage ist dabei allerdings so neu nicht, son-

dern findet sich schon länger in $ 13 Abs. 2 Nr. des Gesetzes

gegen den unlauteren Wettbewerb, in 8 3 Abs. 1 Nr. 2 Unterlas-

sungsklagengesstz (ehem. $ 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 des Gesetzes

zur Regelung des Rechtes der Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen) sowie in vielen Landesnaturschutzgesetzen (nicht in Bay-

ern); im Bundesnaturschutzrecht soll es ebenfalls installiert wer-

‘den. Sinnvoll ist es insbesondere deshalb, weil dadurch das

finanzielle Prozessrisiko des/ der einzelnen Betroffenen gemindert

wird, dem/ der ansonsten meist die ausreichende Durchset-

zungskraft gegen einen Großkonzermn oder eine staatliche Institu-

tion fehlt.

Einschränkend wirkt allerdings der Umstand, dass sich die Ver-

bände zur Erlangung der Vertretungs- und Klageberechtigung

einem Anerkennungsverfahren beim Bundesministerium für

Arbeit und Sozialordnung unterziehen müssen. Die dafür in 8 13

Abs. 38 BGG-RegE genannten Voraussetzungen wie "Gewährfür

eine sachgerechte Aufgabenerfüllung" öffnen der Politik Tür und

Torfür selbstgefälllige Entscheidungen.

Zugang zur Informationstechnik
Auf vielfache Kritik von Betroffenenverbändenist die Regelung

des 8 11 BGG-RegeEzur Barrierefreiheit von Informationstechnik

gestoßen. Diese gründet sich insbesondere darauf, dass die im

BGG-Forume weitergehende Bestimmung im Laufe des Gesetz-

gebungsverfahrens immer mehr verwässert worden ist. So

bestimmte Art. 18 11 BGG-ForumE noch absolut, dass Internet-

und Intranetseiten sowie grafische Programmoberflächen im

Bereich der EDV derart gestaltet sein müssen, dass sie von

behinderten Menschen uneingeschränkt benutzt werden kön-

nen. Dem gegenüber galt in $ 10 BGG-RefE die Barrierefreiheit

nur noch "grundsätzlich" - Ausnahmen waren also denkbar. Nach

8 10 Abs. 1 S. 4 BGG-RefEsollte außerdem eine Rechtsverord-

nung die anzuwendendenStandards festlegen. In $ 11 Abs. 1

BGG-RegeEwird auf die Anpassung desIntranets verzichtet. Dar-

über hinaus soll die Herstellung der Barrierefreiheit zum einen nur

noch "schrittweise" und zum anderen unter Maßgabe techni-

scher, finanzieller und: verwaltungsorganisatorischer Möglichkei-

ten verwirklicht werden. Nicht nur wegen der dem 8 11 BGG-

RegE innewohnendenzeitlichen Streckung, sondern vor allem

auch wegen der Einschränkung der Pflicht zur Zugänglichma-

chung der Informationsangebote in jeder denkbaren materiellen

Hinsicht wird der Zugang zu Informationen der Öffentlichen

Gewalt völlig entwertet und bleibt eine nette Absichtserklärung.

Zudem ist gegen den eigenen Anspruch des Gesetzes die für

blinde und sehbehinderte BürgerInnenerforderliche Erläuterungs-

pflicht von grafischen Elementen durch beschreibende Texte

(also von Grafiken, Bildern, multimedialen Darstellungen und Ani-

mationen) im BGG-RegE weggefallen.

Weitere wichtige Inhalte werdenin die Rechtsverordnung verscho-

ben und bleiben vorerst ungeregelt. Dazu gehören die anzuwen-

denden Standards bei der Gestaltung der Informationsangebote,

der Zeitpunkt der Umsetzung (8 1112 Nr. 2 BGG-RegE) sowie die

zu gestaltenden Bereiche und Arten der amtlichen Information ($ 11

|2 Nr. 3 BGG-Rege).
Dabeilegt die Formulierung "amtliche Informationen" nahe, "amt-

lich" als eine Einschränkung zu begreifen. Sind von dem Anliegen,

einen barrierefreien Zugang zu ermöglichen, auch nicht-amtliche

Mitteilungen oder alle Formen der behördlichen Selbstdarstellung

(z.B. Presseerklärungen und Informationshefte) erfaßt? Dieser

Begriff wird im neuen Datenschutzrecht verwandt und dort umfas-

send, im Sinne von alle im dienstlichen Zusammenhang erlangten

Informationen in verschiedener Form verstanden (vgl. 88 4 |; 3 Infor-

mationsfreiheitsgesetz IFG von NRW). Weiter bleibt, nachdem 8 11

| 1 BGG-RegE auf $ 7 | 1 BGG-RegE verweist und dort als Nor-

madresssat der Trägeröffentlicher Gewalt genanntist, unklar, ob der

Pflicht zur Herstellung banierefreier Informationstechnik im Sinne des

8 11 BGG-ReGEnebenInformationen der Behörden der Bundes-

verwaltung als Exekutive auch Veröffentlichungen der Bundesge-

richte als Judikative (z.B. Gerichtsentscheidungen) und des Bun-

destages als Legislative (z.B. Bundestagsdrucksachen) im Internet

unterfallen.
Ein Blick in das \nViG hilft auch nicht weiter (abgesehen von

dessen unmittelbaren Anwendung nur für das Verwaltungsver-

fahren des Bundes). Zwar definiert 8 1 Abs. 4 V\nViG eine Behör-

de als jedeStelle, die Aufgaben deröffentlichen Verwaltung wahr-

nimmt, doch sind gemäß &8 2 Abs. 3 Nr. 1 VwVfG die Tätigkeiten

der Justizverwaltung ausdrücklich ausgeschlossen. Da $ 7 | 1

BGG-Regefür Träger öffentlicher Gewalt von "Dienststellen und

sonstigen Einrichtungen der Bundesverwaltung" im Gegensatz

zum & 15 Abs. 3 BGG-RegE spricht, der die Aufgaben und

Befugnisse des/der Beauftragten behinderter Menschen regelt

und vom Wortlaut weitergehend "alle Bundesbehörden und son-

stigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes" verpflichtet,

bedarf es im Gesetzgebungsverfahren - eingedenk des Geset-

zeszwecks - noch einer Klarstellung oder Korrektur.

Unannehmbarist auch, dass per Rechtsverordnung bestimmt

wird, für welche BehinderungsgruppendiePflicht zur Zugänglich-

keit überhaupt gelten soll ($ 11 12 Nr. 1 BGG-RegE). Dem Bun-

desinnenministerium als Verordnungsgeberbleibt überlassen, ob

und in welchem Umfangin diesem essenziellen Bereichletztlich

Barrierefreiheit geschaffen wird. Die Frage drängt sich auf, ob die

Verschiebung derartiger Inhalte überhaupt der Maßgabe des Art.

80 Abs. 1 GG entspricht: danach soll der wesentliche Gehalt

gerade dem vom Parlament erlassenen Gesetz entnommen wer-

den und eben nicht der Rechtsverordnung der Exekutive.

Daneben mag es manchem angesichts der Bestellung des Schi-

Iy-Ministeriums zum Sachwalter eines grundgesetzlichen

Benachteiligungsverbots erscheinen, als würde hier der Bock

zum Gärtner gemacht.

Zielvereinbarung
Weitere Neuerung ist die Möglichkeit des Abschlusses von Ziel-

vereinbarungen, & 5 Abs. 1 BGG-RegE. Sie sollen zwischen

Behindertenverbänden und privaten Unternehmen zustande

kommen und allgemein die Herstellung der Barrierefreiheit im

Sinne von 8 4 BGG-Regebeinhalten, also für bauliche Anlagen,

Verkehrsmittel und Informationsangebote. Eine Zielvereinbarung

ist dabeials ein zivilrechtlicher Vertrag gemäß 88 241 Abs. 1, 311

Abs. 1 BGB (88 241, 305 BGB a.F.) einzustufen; das BGG trifft

deshalb keine verbindlichen Regelungen und stellt stattdessen

die Verwirklichung der Ziele in das Belieben der Parteien. Zwar

normiert $ 5 Abs. 2 BGG-RegE gewisse Mindestvoraussetzun-

gen (wie Geltungsdauer und -bereich); fraglich ist jedoch, ob bei

Fehlen einer Voraussetzung der Vertrag gemäß & 134 BGBnich-

tig ist, da ein Verstoß gegen den gesetzlichen Zweck dann wohl

nicht vorliegt.

In 8 11 Abs. 2 BGG-RegE wird die Zielvereinbarung erneut

erwähnt: Demzufolge wirkt der Gesetzgeber beim Angebot von

Internetseiten durch Private auf Abschluss von Zielvereinbarun-

gen zur Barrierefreiheit hin; dies bedeutet ein Mehr als "anregen",

aber ein Weniger als "zwingen"; dennoch dürfte der Gesetzgeber



die Verpflichtung haben, bei Scheitern einer Zielvereinbarung

selbst zu regulieren. In 8 8 Abs. 2 BGG-Regeist dagegen für die

barrierefreie Gestaltung von nicht-öffentlichen baulichen Anlagen,

öffentlichen Straßen und Verkehrsmitteln die Zielvereinbarung nicht

ausdrücklich genannt. Dennoch kommen auch hier Zielvereinba-

rungen in Betracht: Die Regelung formuliert nämlich eine Gestal-

tungspflicht "nach Maßgabe anderer einschlägiger Bundesregelun-

gen", wozu auch Zielvereinbarungen zu zählen sind; danebenlegt

die kategorische Formulierung des $ 5 BGG-Regeeine Erfassung

nahe. .
Insgesamtist das Institut der Zielvereinbarung in der hier vorlie-

genden Form deutlich zu kritisieren: Es gibt den Betroffenenver-

bänden keinen Anspruch auf Abschluss, sondern nur den auf

Verhandlung, &$ 5 Abs. 1 S. 8 BGG-Recge. Im Einzelfall kann es

fraglich sein, ob z.B. ein Selbsthilfeverband das fachliche bzw.

personelle Potenzial zu einer adäquaten Verhandlungsführung

besitzt (wie auch auf der anderen Seite ein kleineres Unterneh-

men mit derartigen Verhandlungen schlichtweg überfordert sein

Kann). Im besonderen Maße problematisch ist die Präklusions-

vorschrift des 8 5 Abs. 4 BGG-RegE, nach der ein Verband u.a.

während schonlaufender Verhandlungen vonderTeilnahme aus-

geschlossenist. Hier stellt sich die Frage, inwiefern sich Verbän-

de über anvisierte Verhandlungen informieren können: Der

Beginn von Verhandlungen soll nun zwar durch das Bundesar-

beitsministerium im Internet bekanntgegeben werden, zweifelhaft

bleibt, ob dieser Weg für die Information der Betroffenen aus-

reicht. Ebenfall präkludiert sind Verbände, wenn das Privatunter-

nehmenzu einer in einem anderen Fall zustande gekommenen

Zielvereinbarungbeitritt, 85 Abs. 4 Nr. 4 BGG-Regg; hier besteht

die Gefahr, dass Zielvereinbarungen ohneinhaltliche Würdigung

übernommen werden, die auf die Möglichkeiten der ursprüngli-

chen Verhandlungspartner abstellen.

Ähnlich dem Verbandsklagerecht (aber unabhängig von ihm) sol-

len sich die interessenvertretenden Verbändezuerst einem Zulas-

sungsverfahren beim Bundesarbeitsministerium unterziehen. Ent-

scheidungskriterien werden dafür keine gegeben.

Länder
Sollen sich die - ohnehin spärlichen - Errungenschaften des BGG

nicht als Messer ohne Klingen erweisen, sind nunmehr die Bun-

desländer gefragt, haben diese doch die Gesetzgebungskompe-

tenz in solch wichtigen Bereichen wie Schulrecht und Hoch-

schulrecht und sind für die barrierefreie Gestaltung der Landes-

bauten zuständig.

Vorbilder mit vergleichbarem Inhalt sind hier schon Berlin, wo seit

1999 ein "Landesgleichberechtigungsgesetz" (LGBG) besteht,

sowie Sachsen-Anhalt, dessen "Behindertengleichstellungsge-

setz" (BGStG) am 20. November 2001 verabschiedet worden

ist.” Angesichts der Berliner Erfahrungen mit dem LGBGoffenbart

sich jedoch die Gefahr eines Gesetzes, das vornehmlich aus

schönen Formulierungen besteht und kaum durchsetzbare

Ansprüche enthält. So nimmt es nicht wunder, dass es von

Selbsthilfeverbänden, die mit dem LGBG arbeiten müssen, mit

harscherKritik überzogen wird. Soll sich ein Gleichstellungsge-

setz für Behinderte nicht als Potemkinsches Dorf erweisen, müs-

sen echte Veränderungenher.

Antidiskriminierungsgesetz
Noch in Herta Däubler-Gmelins ReferentInnenküche befindet sich

das zivilrechtliche ADG8: Nach dem Referentinnenentwurf soll der

ergänzte 8 319 BGB-Refeals zivilrechtliches Pendant zu Art. 3GG

ein allgemeines Benachteiligungs- und Belästigungsverbot zum

Inhalt haben. Hierbei soll es zu einer Beweislastumkehr kommen, &

319c BGB-RefE; dem/ der Benachteiligten steht der Anspruch auf
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Unterlassung, Folgenbeseitigung sowie ggf. Schadenersatz zu, &

319e BGB-RefE.Interessant ist die geplante Regelung des 8 44a

Bundeshaushaltsordnung, nach der Unternehmen,die diskriminie-

ren, keine Bundesmittel mehr erhalten sollen. Die Erfahrung des

BGGzeigt jedoch, dass auch beim Antidiskriminierungsgesetz im

Gesetzgebungsverfahren noch Verwässerungen nicht unwahr-

scheinlich - wenn nicht gar zu erwarten - sind. Aufmerksamkeit ist

gefragt

Fazit
Im übrigen sollen mehrere unerträgliche Regelungen unberührt

von BGG und ADG bleiben: So das Urheberrecht, das Sinnes-

behinderten den Zugang zu Informationen erschwert, weil es für

die Umsetzung von gedruckter Literatur (mittels Scannen oder

Aufsprache auf Tonträger) eine Erlaubnis des/der Urheberln for-

dert, 88 16, 31 Urheberrechtsgesetz. Hörbüchereien für Sehge-

schädigte zahlen so gleich doppelt: Neben der (sehr teueren)

Kassettenproduktion auch oft noch Lizenzgebühren(sofern über-

haupt die Erlaubnis erteilt wird). Diese Einschränkung ist nur

schwerlich mit dem Grundsatz der Sozialbindung des Eigentums

in Art. 14 Abs. 2 S. 2 GG zu vereinbaren. Auch Gehörlose werden

weiterhin im deutschen Recht diskriminiert: Gemäß 8 187 Abs. 1

Gerichtsverfassungsgesetz steht es im gerichtlichen Ermessen,

Ihren Prozessvortrag Überhaupt zu berücksichtigen; 8 828 Abs. 2 S.

2 BGBsiellt sie in der Schuldfähigkeit mit beschränkt Geschäfts-

fähigen gleich. (Zumindest bei der letzten Regelung stellt das

Däubler-Gmelin-Ministerium jedoch eine Änderung in Aussicht.)

Zusammenfassend kann es grundsätzlich begrüßt werden, wenn

eine weitere Stufe der sehr langen Treppe zur Gleichstellung von

Behinderten erklommen wird: Ärgerlich ist es aber, wenn eigent-

lich vielversprechendeAnsätze im Gesetzgebungsverfahrenzula-

sten des Gesetzeszwecks immer mehr verwässert werden.

"Gleichberechtigte Teilhabe" und "selbstbestimmte Lebens-

führung" scheinen geradehinsichtlich der Barrierefreiheit und des

Zugangs zu den neuen Medien immernochin weiter Ferne zulie-

gen. Ein Schön-Wetter-Gesetz ohne wirksame Ansprüche und

Sanktionenist für die Arbeit der Selbsthilfeverbände eher kontra-

produktiv, da die Gefahr besteht, dass sie stets auf das unzurei-

chende Gesetz verwiesen werden.

Bis zum endgültigen Inkrafttreten des BGG sind allerdings noch

Änderungen möglich. Mehrere Behindertengruppen versuchen

im direkten Kontakt zu den Verantwortlichen, die gröbsten Fehler

des Gesetzes auszuräumen. Bleibt zu hoffen, dass sie Erfolg
haben.

Jürgen Müller & Götz Schulz-Loerbroks, Erlangen.

Anmerkungen:
7 vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 1999, 178 ff und

Gesetz- und Verordnungsblatt Sachsen-Anhalt 2001, 457ff.

8 Das ADG war bei Beendigung des Manuskripts noch nicht im

Wortlaut veröffentlicht; vgl. zum Inhalt

http://www.cebeef.com/to/2001/12/t0f6031 .html.

Links:

http://vvww.behindertenbeauftragter.de

http://www.who.int/ict

http://wwww.nwä.de (Netzwerk Artikel 3)

http://www.bigub.de (Blinde in Gesellschaft und Beruf)

http://www.dvbs-online.de (Deutscher Verein der Blinden und

Sehbehinderten in Studium und Beruf)

http://wwww.gleichstellung.behindertenrat.de

 

 


